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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu den Gesetzentwürfen der Bundesregierung 


1. Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen Nr. 161 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 26. Juni 1985 über die betriebsärztlichen Dienste 
— Drucksache 12/7191 — 


2. Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen Nr. 164 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 8. Oktober 1987 über den Gesundheitsschutz und die 
medizinische Betreuung der Seeleute 
— Drucksache 12/7188 — 


zu den Unterrichtungen durch die Bundesregierung 
— Drucksache 12/6902 Nr. 1.7 und 1.8 — 


3. Übereinkommen 163 über die soziale Betreuung der Seeleute auf See 
und im Hafen 

Empfehlung 173 betreffend die soziale Betreuung der Seeleute auf See 
und im Hafen 
— Drucksache 12/6681 — 


4. Übereinkommen 165 über die soziale Sicherheit der Seeleute 
— Drucksache 12/6682 — 
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A. Problem 

Zu Nummer 1 

Das Übereinkommen zielt darauf ab, den Gesundheitsschutz der 
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz zu verbessern und arbeitsbedingte 
Gesundheitsgefahren zu verhüten. Zu diesem Zweck sollen ratifi- 
zierende Staaten schrittweise für alle Arbeitnehmer in allen 
Wirtschaftszweigen und Betrieben betriebsärztliche Dienste ein- 
richten, die entsprechend den spezifischen Gefahren des einzelnen 
Betriebes konkrete vorbeugende Arbeitsschutzaufgaben wahrzu- 
nehmen haben. 

Zu Nummer 2 

Das Übereinkommen zielt darauf ab, für alle Seeschiffe, die im 
Gebiet des ratifizierenden Mitgliedstaates eingetragen sind und 
gewöhnlich in der gewerblichen Seeschiffahrt verwendet werden, 
einen verbindlichen Mindeststandard im Bereich des Gesundheits- 
schutzes und der medizinischen Betreuung der Seeleute zu 
gewährleisten, wie z. B. durch eine kostenlose Krankenfürsorge an 
Bord, durch Regeln für Inhalt und Überprüfung der Schiffahrts- 
apotheke, durch Mitführen eines ärztlichen Leitfadens an Bord, 
durch Zurverfügungstellung einer unentgeltlichen funk- oder 
satellitenfunkärzilichen Beratung sowie auch durch das Aufstellen 
von Regeln für die medizinische Aus- und Fortbildung von nicht- 
ärztlichen Besatzungsmitgliedern, die für die medizinische Betreu- 
ung an Bord zuständig sind. 

Zu Nummer 3 

Das Übereinkommen Nr. 163 zielt auf eine Verbesserung der 
sozialen Betreuung der Seeleute durch Bereitstellung von geeig- 
neten Sozialeinrichtungen und -diensten auf See und in geeigne- 
ten Häfen. Die Empfehlung Nr. 173 füllt mit ihren detaillierten 
Regelungen den Rahmen des Übereinkommens aus und geht zum 
Teil darüber hinaus. 

Zu Nummer 4 

Das Übereinkommen Nr. 165 stellt eine Neufassung der Überein- 
kommen Nr. 56 über die Krankenversicherung der Schiffsleute aus 
dem vJahre 1936 und Nr. 70 über die Soziale Sicherheit der 
Schiffsleute aus dem Jahre 1946 dar. Das Übereinkommen Nr. 56 
hat die Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1956 ratifiziert. 


B. Lösung 

Zu den Nummern 1 und 2 

Zustimmung zu den beiden Gesetzentwürfen zur Ratifikation der 
Übereinkommen Nr. 161 und Nr. 164 der Internationalen Arbeits- 
organisation. 

Die Normen des Übereinkommens über die betriebsärztlichen 
Dienste werden innerstaatlich überwiegend d urch das Gesetz über 
Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit, das in das neue Arbeitsschutzrechtsrahmenge- 
setz übernommen werden soll, ferner durch die Unfallverhütungs- 
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Vorschriften über Betriebsärzte und arbeitsmedizinische Vorsorge 
sowie Richtlinien des Bundes und der Länder umgesetzt. 

Die Normen des Übereinkommens über den Gesundheitsschutz 
und die medizinische Betreuung der Seeleute werden innerstaat- 
lich überwiegend durch das Seemannsgesetz und die Krankenfür- 
sorge-Verordnung umgesetzt. 

Zu den Nummern 3 und 4 

Von einer Ratifikation der Übereinkommen soll abgesehen wer- 
den. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Ratifikation der Übereinkommen Nr. 163 und Nr. 165 der Interna- 
tionalen Arbeitsorganisation. 

D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzentwurfs — Drucksache 
12/7191 — entstehen unmittelbar weder Kosten noch Auswirkun- 
gen auf das Preisniveau, denn das innerstaatliche Recht bzw. 
dessen — unabhängig von der Ratifikation des Übereinkommens 
Nr. 161 — bereits eingeleitete Änderung im Bereich der Unfallver- 
hütungsvorschrift „Betriebsärzte '7VGB 123 sieht ohnehin eine 
flächendeckende Vollbetreuiing aller Arbeitnehmer in allen 
Betrieben innerhalb von drei bis fünf Jahren vor. Das Veriragsge- 
setz erfordert daher keine Änderung der innerstaatlichen Rechts- 
lage. 

Ebenfalls entstehen unmittelbar weder Kosten noch Auswirkungen 
auf das Preisniveau durch die Ausführung des Gesetzentwurfs 
— Drucksache 12/7188. Das Übereinkommen soll ratifiziert wer- 
den, weil das geltende innerstaatliche Recht den darin enthaltenen 
Anforderungen bereits entspricht bzw. nach der ohnehin späte- 
stens bis zum 31. Dezember 1994 erforderlichen und beabsichtig- 
ten Umsetzung der Richtlinie 92/29 (EWG) des Rates vom 3 1 . März 
1992 über Mindestvorschriften für die Sicherheit und den Gesund- 
heitsschutz zum Zweck einer besseren medizinischen Versorgung 
auf Schiffen dem Übereinkommen entsprechen wird. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Gesetzentwürfe — Drucksachen 12/7191 und 12/7188 — 
unverändert anzunehmen und 

2. die Unterrichtungen — Drucksachen 12/6681 und 12/6682 — 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 17. Mai 1994 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Günther Heyenn Dr. Alexander Warrikoff 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Alexander Warrikoff 


I. 

Die Gesetzentwürfe — Drucksachen 12/7191 und 
12/7188 — wurden vom Deutschen Bundestag in 
seiner 219. Sitzung am 14. April 1994 dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung zur federführenden 
Beratung überwiesen. Die Gesetzentwürfe auf den 
Drucksachen 12/7191 und 12/7188 wurden dem 
Gesundheitsausschuß und der Gesetzentwurf 1 2/7 1 88 
außerdem dem Verkehrsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. Die Unterrichtungen — Drucksachen 
12/6681 und 12/6682 — wurden gemäß § 80 Abs. 3 
GO-BT mit Drucksache 12/6902 vom 25. Februar 1994 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur 
federführenden und dem Ausschuß für Verkehr zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 667. Sitzung am 18. März 
1994 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, gegen die Gesetzentwürfe keine Ein- 
wendungen zu erheben. 

Der Gesundheitsausschuß hat den ihm zur Mitbera- 
tung überwiesenen Gesetzentwürfen in seiner 
101. Sitzung am 27. April 1994 einstimmig bei Abwe- 
senheit der Mitglieder der Gruppen zugestimmt. Der 
Verkehrsausschuß hat ebenfalls am 27. April 1994 
(65. Sitzung) bei Abwesenheit der Vertreter der Grup- 
pen einstimmig beschlossen, Zustimmung zu dem 
Gesetzentwurf zu empfehlen. Die ihm mitberatend 
überwiesenen Unterrichtungen hat er zur Kenntnis 
genommen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner 118. Sitzung am 27. April 1994 einstimmig 
beschlossen, die Zustimmung zu den Gesetzentwür- 
fen zu empfehlen. Gleichzeitig hat er die Unterrich- 
tungen zu den lAO-Übereinkommen Nr. 163 und 
Nr. 165 sowie die Empfehlungen Nr. 171 und Nr. 173 
zur Kenntnis genommen. 


II. 

1. Das lAO-Übereinkommen Nr. 161, dessen Ratifi- 
zierung durch den Gesetzentwurf auf Drucksache 
12/7191 ermöglicht werden soll, zielt auf eine 
Verbesserung des Gesundheitsschutzes am Ar- 
beitsplatz sowie die Verhütung arbeitsbedingter 
Gesundheitsgefahren ab. Zu diesem Zweck sollen 
ratifizierende Staaten schrittweise für alle Arbeit- 
nehmer in allen Wirtschaftszweigen und Betrieben 
betriebsärztliche Dienste einrichten, die entspre- 
chend den spezifischen Gefahren des einzelnen 
Betriebes konkrete vorbeugende Arbeitsschutz- 
aufgaben wahrzunehmen haben. 

2, Das lAO-Übereinkommen Nr. 164, dessen Ratifi- 
zierung durch den Gesetzentwurf auf Drucksache 
12/7188 ermöglicht werden soll, zielt darauf ab, für 


alle Seeschiffe, die im Gebiet des ratifizierenden 
Mitgliedstaates eingetragen sind und gewöhnlich 
in der gewerblichen Seeschiffahrt verwendet wer- 
den, einen verbindlichen Mindeststandard im 
Bereich des Gesundheitsschutzes und der medizi- 
nischen Betreuung der Seeleute zu gewährleisten, 
wie z. B. durch eine kostenlose Krankenfürsorge an 
Bord, durch Regeln für Inhalt und Überprüfung der 
Schiffahrtsapotheke, durch Mitführen eines ärztli- 
chen Leitfadens an Bord, durch Zurverfügungstel- 
lung einer unentgeltlichen funk- oder satelliten- 
funkärztlichen Beratung sowie auch durch das 
Aufstellen von Regeln für die medizinische Aus- 
und Fortbildung von nichtärztlichen Besatzungs- 
mitgliedern, die für die medizinische Betreuung an 
Bord zuständig sind. 

3. Das auf der 74. Internationalen Arbeitskonferenz 
am 8. Oktober 1987 angenommene Übereinkom- 
men Nr. 163 über die soziale Betreuung der See- 
leute auf See und im Hafen, das bislang von 
Spanien, Finnland, Ungarn, Mexiko, Dänemark, 
der Schweiz, der Tschechischen Republik und der 
Slowakischen Republik ratifiziert wurde, zielt auf 
eine Verbesserung der sozialen Betreuung durch 
Bereitstellung von geeigneten Sozialeinrichtungen 
und -diensten auf See und in geeigneten Häfen. 
Das Übereinkommen nimmt Bezug auf die Emp- 
fehlung Nr. 48 betreffend die Aufenlhaltsverhält- 
nisse der Seeleute in den Häfen aus dem Jahre 1 936 
sowie die Empfehlung Nr. 138 betreffend die 
soziale Betreuung der Seeleute aus dem Jahre 
1970. 

In der Bundesrepublik Deutschland stellen nach 
Auffassung der Bundesregierung derzeit verschie- 
dene Träger aus dem kirchlichen, dem kommuna- 
len und dem Bereich der Sozialpartner den Seeleu- 
ten eine den Anforderungen des Übereinkommens 
entsprechende soziale Betreuung zur Verfügung. 
Dabei sind für staatliche soziale Einrichtungen im 
Bereich der Häfen die jeweiligen Bundesländer 
bzw. Kommunen, für die sonstigen Einrichtungen 
die freien Träger und für die Betreuung an Bord der 
Schiffe die Reeder zuständig. Auf Bundesebene 
gibt es mangels einer eigenen Bundeszuständig- 
keit keine entsprechenden Betreuungseinrichtun- 
gen und -dienste. Allerdings gewährt der Bund 
derzeit einen Zuschuß zur Tätigkeit der Deutschen 
Seemannsmission im Ausland. 

Obwohl nach Ansicht der Bundesregierung davon 
ausgegangen werden könne, daß derzeit angemes- 
sene Sozialeinrichtungen und -dienste für Seeleute 
an Bord und in den Häfen in ausreichender Zahl zur 
Verfügung stehen, könne das Übereinkommen 
nicht ratifiziert werden, weil — wegen der Autono- 
mie der freien Träger — der Fortbestand der 
sozialen Betreuung in diesem Umfang und deren 


5 



Drucksache 12/7546 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Finanzierung nicht vom Staat sichergcstellt wer- 
den könne. 

Unter anderem verpflichtet das Übereinkommen 
jeden Mitgliedstaat, darauf zu achten, daß ange- 
messene Sozialeinrichtungen und -dienste für See- 
leute sowohl in den Häfen als auch an Bord 
bereitgestellt werden. Außerdem hat er dafür zu 
sorgen, daß die erforderlichen Vorkehrungen für 
die Finanzierung getroffen werden. Des weiteren 
verpflichtet das Übereinkommen zur Öffnung der 
Sozialeinrichtungen und -dienste für alle Seeleute 
und regelt die staatliche Überwachung der Einrich- 
tungen und Dienste. 

4. Das Übereinkommen Nr. 165 wurde am 9. Oktober 
1987 von der 74. Internationalen Arbeitskonferenz 
angenommen und zwischenzeitlich von zwei Staa- 
ten ratifiziert. Es stellt eine Neufassung der Über- 
einkommen Nr. 56 über die Krankenversicherung 
der Schiffsleute aus dem Jahre 1936 und Nr. 70 
über die Soziale Sicherheit der Schiffsleute aus 
dem Jahre 1946 dar. Das Übereinkommen Nr. 56 
hat die Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1956 
ratifiziert. 

Vor allem wegen der Bestimmungen der Arti- 
kel 14, 15, 17, 18 und 24 sieht die Bundesregierung 
keine Möglichkeit, die Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen für die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu übernehmen. 

Die Artikel 14 und 15, die einer Ratifizierung 
entgegenstehen, regeln die Voraussetzungen des 
Anspruchs der Seeleute auf die volle Heuer (ohne 
Anrechnung von Prämien) vor und nach der Heim- 
schaffung oder der Rückkehr ins I loheitsgebiet des 
zuständigen Mitglieds. Die Rechtsgrundlage zur 
Weiterzahlung der Heuer im Krankheitsfalle ist im 
Seemannsgesetz von ihrer Systematik und den 
tatbestandlichen Anknüpfungspunkten anders 
ausgestaltet als im Übereinkommen. 

Nach Artikel 17 haben die betroffenen Mitglieder 
für Seeleute, für die die Gesetzgebung eines oder 
mehrerer Mitglieder gilt oder galt, die Versiche- 
rungszugehörigkeit so zu regeln, daß die Gesetz- 
gebung nur eines Mitglieds gilt. Hierfür kann das 
Flaggenprinzip oder der Wohnort des Seemanns 
bestimmend sein. 

Artikel 18 sieht eine Gleichbehandlung ausländi- 
scher Seeleute mit den Staatsangehörigen eines 
Mitglieds vor, sofern auch die Rechte und Pflichten 
der eigenen Staatsangehörigen nicht an das Wohn- 
ortprinzip geknüpft sind. Die Voraussetzungen 
dieses Artikels sind wegen der §§ 101 ff. SGB VI 
nicht erfüllt. 

Nach Artikel 24 hat jedes Mitglied — vorbehaltlich 
bilateraler Abkommen — bestimmte Zahlungen 
von Geldleistungen, von Renten und Sterbegel- 
dern an Staatsangehörige eines Mitglieds oder an 
Flüchtlinge und Staatenlose unabhängig von ihrem 
Wohnort zu erbringen. Dieser Artikel steht vor 
allem deshalb einer Ratifizierung entgegen, da er 
eine Verpflichtung zur Zahlung von Renten ins 
Ausland in ungeminderter Höhe vorsieht. 


III. 

Die Mitglieder aller Fraktionen begrüßten die Gesetz- 
entwürfe zur Ratifikation von zwei weiteren lAO- 
Übereinkommen. Die Mitglieder der Fraktion der SPD 
bemängelten dabei, daß die Bundesregierung die aus 
dem Jahre 1985 bzw. 1987 stammenden Übereinkom- 
men erst zu diesem Zeitpunkt zur Ratifizierung vorge- 
schlagen habe. Sie forderten die Bundesregierung 
auf, künftig dem Parlament die von den Internationa- 
len Arbeitskonferenzen angenommenen Überein- 
kommen entsprechend den in Artikel 19 Abs. 5 bis 7 
der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion vorgelegten Fristen vorzulegen. Sie hegten Zwei- 
fel daran, daß — wie im vorliegenden Fall — mehrere 
Jahre erforderlich seien, um zu prüfen, ob ein Über- 
einkommen ratifiziert werden könne. 

Im Zusammenhang mit dem Übereinkommen Nr. 163 
wiesen Mitglieder der Fraktion der SPD darauf hin, 
daß das Sozialwerk der Seeleute, das überwiegend 
aus Beiträgen der Reeder und der Seeleute finanziert 
werde, aufgrund des Rückgangs der Seeleute akut 
gefährdet sei. Dies sei um so bedauerlicher, da es auch 
Hilfen für ausländische Seeleute biete und die deut- 
schen Häfen attraktiver und sicherer mache. Sic 
kritisierten, daß eine Ratifizierung von der Bundesre- 
gierung vor allem aus finanziellen Gründen abgelehnt 
werde. Daher sei es wünschenswert, daß das lAO- 
Übereinkommen ratifiziert werde. 

Hinsichtlich des Übereinkommens Nr. 165 gaben die 
Mitglieder der Fraktion der SPD zu bedenken, ob die 
spezifische Situation der Seeleute es nicht doch recht- 
fertige, daß ihre Rechtslage von den allgemeinen 
Regelungen, zum Beispiel bei der Lohnfortzahlung 
oder beim Rentenexport, abweichc. 

Ein Antrag der Fraktion der SPD, die Entscheidung 
über die Beschlußfassung über die beiden Unterrich- 
tungen zu vertagen, wurde mehrheitlich abgelehnt. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. hielten demgegenüber eine weitere Debatte 
nicht für notwendig. Inhaltlich unterstützten sie die 
Position der Bundesregierung, demzufolge der Bund 
hinsichtlich der Regelungsinhalte des Übereinkom- 
mens Nr. 163 keine Kompetenz habe. Man sehe im 
übrigen auch keine rechtlichen Möglichkeiten, eine 
finanzielle Garantie für Sozialeinrichtungen der Bun- 
desländer bzw. der Kommunen und der freien Träger 
zu übernehmen. Sie teilten auch zum Übereinkom- 
men Nr. 165 die Auffassung der Bundesregierung, 
daß Seeleute aus verfassungsrechtlichen Gründen 
nicht anders behandelt werden dürften als andere 
Arbeitnehmer in Deutschland auch. 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU plädierten 
dafür, daß die Bundesregierung bei den Internationa- 
len Arbeitskonferenzen auch dann Übereinkommen 
zustimmen solle, wenn eine Ratifizierung in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht in Betracht komme. 
Auch in einem solchen Fall bestehe die Chance, daß 
sich in anderen Ländern durch das Übereinkommen 
die soziale Situation verbessere. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD traten ebenfalls 
dafür ein, auch Übereinkommen zuzustimmen, für die 
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a priori nicht klar sei, ob man sie national umsetzen 
könne. Sie sprachen sich jedoch datür aus, gegebe- 
nenfalls die nationale Rechtslage so zu verändern, daß 
eine Ratifizierung möglich sei. Der Sinn derartiger 
internationaler Übereinkommen sei schließlich, auf 
nationaler Ebene zu Verbesserungen zu gelangen. 


Bonn, den 17. Mai 1994 


Dr. Alexander Warrikoff 

Berichterstatter 
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